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Sitzungsort:  Städt. Realschule Osterath, Görresstr. 6, 40670 Meerbusch, Aula  
 
Beginn der Sitzung:  17:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:20 Uhr 
 
Anwesend:  
 
Vorsitzende Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Frau Angelika Mielke-Westerlage Bürgermeisterin  

 
Vorsitzender Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Werner Damblon Ratsmitglied Stimmrecht auch im Haupt-, Finanz- 

und Wirtschaftsförderungsausschuss 

 
von der CDU-Fraktion - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Herbert Becker Ratsmitglied  

Herr Hans Werner Schoenauer Ratsmitglied zusätzlich Vertretung für Herrn Jörg 
Wartchow im Haupt-, Finanz- und 
Wirtschaftsförderungsausschuss 

Herr Uwe Wehrspohn Ratsmitglied  

 
von der FDP-Fraktion - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Frau Kirsten Danes Sachkundige Bürgerin Vertretung für Herrn Thomas Gaber-

nig im Ausschuss für Planung und 
Liegenschaften 

Herr Klaus Rettig Ratsmitglied  

 
von der SPD-Fraktion - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Hans Günter Focken Ratsmitglied  

Herr Dieter Jüngerkes Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Joachim Quaß Ratsmitglied  

Herr Bernd Radmacher Sachkundiger Bürger Vertretung für Herrn Jürgen Peters 
im Ausschuss für Planung und Lie-
genschaften 

 
von der Fraktion UWG/Freie Wähler - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Heinrich Peter Weyen Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Die Linke und Piraten - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Andreas Wagner Sachkundiger Bürger Vertretung für Herrn Marcel Müller 

 
Beratende Mitglieder Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Hubert Kräling Seniorenbeirat  

 
von der CDU-Fraktion  - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Hans Jürgen Denecke Ratsmitglied zusätzlich Vertretung für Frau Norma 

Köser im Ausschuss für Planung und 
Liegenschaften 

Frau Marlis Docktor Ratsmitglied Vertretung für Frau Gabriele Pricken 
ab 19 Uhr (TOP 3) 

Herr Thomas Jung Ratsmitglied Stimmrecht auch im Ausschuss für 
Planung und Liegenschaften 

Herr Leo Jürgens Ratsmitglied Stimmrecht auch im Ausschuss für 
Planung und Liegenschaften 

Frau Renate Kox Ratsmitglied Stimmrecht auch im Ausschuss für 
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Planung und Liegenschaften 

Frau Gabriele Pricken Ratsmitglied abwesend ab 19 Uhr (TOP 3) 

Frau Petra Schoppe Ratsmitglied  

 
von der FDP-Fraktion - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Michael Bertholdt Ratsmitglied Vertretung für Herrn Klaus Rettig im 

Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsför-
derungsausschuss 

 
von der SPD-Fraktion - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Jürgen Eimer Ratsmitglied  

Herr Georg Neuhausen Ratsmitglied  

Frau Nicole Niederdellmann-Siemes Ratsmitglied Stimmrecht auch im Ausschuss für 
Planung und Liegenschaften 

 
von der FDP-Fraktion - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Thomas Gabernig Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Jürgen Peters Ratsmitglied  

Frau Dr. Karen Schomberg Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Die Linke und Piratenpartei - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Marc Becker Ratsmitglied  

 
von der Fraktion UWG/Freie Wähler - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Frau Daniela Glasmacher Ratsmitglied Vertretung für Herrn Heinrich Peter 

Weyen im Haupt-, Finanz- und Wirt-
schaftsförderungsausschuss 

 
von der Verwaltung 
Herr Stephan Benninghoven Wirtschaftsförderungsreferent  

Frau Isabel Briese Fachbereich 4  

Herr Frank Maatz Erster Beigeordneter  

Herr Dr. Marc Saturra Leiter Büro der Bürgermeisterin 
und Justiziariat 

 

Herr Christian Volmerich Stadtkämmerer  

Herr Patrick Wirtz Referent der Bürgermeisterin  

Herr Michael Assenmacher Techn. Beigeordneter  

 
 
 

es fehlen: 

 
von der CDU-Fraktion - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Frau Norma Köser Ratsmitglied  

 
von der Fraktion Die Linke und Piraten - Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
Herr Marcel Müller Sachkundiger Bürger  

 
von der CDU-Fraktion  - Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
Herr Jörg Wartchow Ratsmitglied  
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Öffentliche Sitzung  
 
1 Einwohnerfragestunde 

   
 

 
 
Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 
 
  
2 Interkommunales Gewerbegebiet Krefeld / Meerbusch 

Vorlage: BM/1205/2020 
   
 

Beschluss: 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss sowie der Ausschuss für Planung und Lie-
genschaften empfehlen dem Rat, die Entscheidung über den Landesplanerischen Vertrag zwischen 
der Bezirksregierung Düsseldorf, der Stadt Krefeld und der Stadt Meerbusch (siehe Anlage 2 zur vor-
liegenden Vorlage) zur Entwicklung eines Interkommunalen Gewerbegebietes mit einer Gesamtgrö-
ße von ca. 81 ha (ca. 30 ha auf dem Stadtgebiet Meerbusch und ca. 51 ha auf dem Stadtgebiet Kre-
feld) zu vertagen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  7 

 
1 

SPD  2 
 

1 
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   

Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  
Gesamt  15 1 2 
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 
einstimmig 
 
Die Beschlussfassung zum Abschluss eines Landesplanerischen Vertrages ist somit vertagt. 
 
Des Weiteren empfehlen der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss sowie der Aus-
schuss für Planung und Liegenschaften dem Rat, die Verwaltung zu beauftragen, bzgl. des Träger-
modells die Gründung einer eigenständigen gemeinsamen Trägergesellschaft in Form einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts (entweder als gemeinsames Kommunalunternehmen bzw. Anstalt 
öffentlichen Rechts oder als Zweckverband) zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung den Ausschüs-
sen vorzustellen. Aufgabe soll die Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen in dem Inter-
kommunalen Gewerbegebiet sein. Hierzu soll die Trägerkörperschaft den Grundstückserwerb täti-
gen, das Planungsrecht auf Grundlage des Rahmenplans vorbereiten, die Erschließung herstellen 
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sowie die Vermarktung und den Betrieb übernehmen. Die Verwaltungen werden beauftragt, die 
Einzelheiten (Satzung, Aufgabenübertragung, Verteilungsschlüssel, Personalausstattung usw.) zu 
klären und dem Rat die Ergebnisse zur weiteren Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 

FDP  
 

2  
Bündnis 90 / Die Grünen  

 
2  

UWG  
 

1  
Die Linke/Piraten  

 
1  

Bürgermeisterin  1 
 

 
Gesamt  12 6  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Gesamt  11 6  
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss sowie der Ausschuss für Planung und Lie-
genschaften empfehlen des Weiten dem Rat, die Verwaltung zu beauftragen, auf Basis des Strate-
giepapiers (siehe Anlage 1 zur Vorlage) gemeinsam mit der Stadt Krefeld die nachstehenden Arbeits-
pakete für die Planungen für das IKG zu bearbeiten und im Frühjahr 2021 die Ergebnisse zur Be-
schlussfassung vorzulegen.  
 
Arbeitspakete: 
 
Profilbildung / Vermarktung: Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit Experten ein Profil für 
das Gebiet zu entwickeln, das ein innovatives, nachhaltiges Angebot für zukünftige Gewerbe- und 
Industrieformen, innovative Energietechnik, ressourceneffiziente Produktion, Forschung und Entwick-
lung als auch attraktive Arbeitswelten schafft. Aufgrund der besonderen Lage in der Region sollen 
mit dem Profil regionale, nationale und internationale Unternehmen angesprochen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
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UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Bürgermeisterin  1 

 
 

Gesamt  12 6  
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Gesamt  11 6  
 
 
Grunderwerb: Die Verwaltungen werden beauftragt, die (planungs-)rechtlichen, städtebaulichen und 
sonstigen Rahmenbedingungen für die Durchführung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
nach §§ 165 ff. Baugesetzbuch (BauGB) bis Ende des 1. Quartals 2021 zu prüfen bzw. prüfen zu 
lassen. Die Verwaltungen werden weiterhin beauftragt, zur Klärung der Verkaufsbereitschaft in erste 
Grunderwerbsverhandlungen einzutreten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Bürgermeisterin  1 

 
 

Gesamt  12 6  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Gesamt  11 6  
 
 
Rahmenplanung / Erschließung / Infrastruktur: Ziel der Planung soll es u.a. sein, durch geeignete An-
ordnung und Gliederung der einzelnen Nutzungen sowie Immissionsschutz- und Grünordnungs-
maßnahmen die umliegende Wohnbebauung vor Beeinträchtigungen durch gewerbliche Nutzungen 
und Verkehre zu schützen. Die Verwaltungen werden beauftragt, im Vorfeld des städtebaulichen 
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Wettbewerbs eine Mobilitätsstudie zu vergeben. Die genaue Lage der künftigen Bauflächen wird im 
weiteren Verfahren festgelegt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  
UWG  

 
1  

Die Linke/Piraten  
 

1  
Bürgermeisterin  1 

 
 

Gesamt  12 6  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  8 

 
 

SPD  3 
 

 
FDP  

 
2  

Bündnis 90 / Die Grünen  
 

2  

UWG  
 

1  
Die Linke/Piraten  

 
1  

Gesamt  11 6  
 
 
 
Weitere Abstimmungsergebnisse zum Antrag auf Vertagung und der Beschlussfassung: 
 
1. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen auf Vertagung der Beschlussfassung 

 
a. Geschäftsordnungsantrag der Ratsfrau Glasmacher auf geheime Abstimmung des Verta-

gungsantrages 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss und Ausschuss für Planung und Liegenschaften: 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   

 
 

SPD  1 
 

 
FDP  

 
  

Bündnis 90 / Die Grünen  3   
UWG  2   
Die Linke/Piraten  2   
Bürgermeisterin   

 
 

Gesamt  8 
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Das notwendige Quorum von 1/5 der anwesenden Ausschussmitglieder ist somit erreicht, über den 
Antrag auf Vertagung der Beschlussfassung wird folgend geheim abgestimmt. 
 

b. Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen auf Vertagung der Beschlussfassung 
 
Die Stimmabgabe erfolgt in geheimer Abstimmung. 
 
Haupt-Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 
Für die Vertagung der Beschlussempfehlung stimmen in geheimer Abstimmung 8 Mitglieder, gegen 
die Vertagung 10 Mitglieder des Ausschusses. 
 
Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
 
Für die Vertagung der Beschlussempfehlung stimmen in geheimer Abstimmung 7 Mitglieder, gegen 
die Vertagung 9 Mitglieder, 1 Mitglied enthält sich. 
 
Die Vertagung der Beschlussempfehlung ist somit abgelehnt. 
 
2. Antrag der Fraktion DIE LINKE / Piratenpartei auf getrennte Abstimmung der Vertagung nach den 

einzelnen Paketen des Beschlussvorschlages 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
einstimmig 
 
Der Antrag ist angenommen. Über die Vertagung der Beschlussfassung zu den einzelnen Paketen 
des Beschlussvorschlages wird getrennt abgestimmt. 
 
3. Abstimmungen zur Vertagung 

 
a. Vertagung „Landesplanerischer Vertrag“ 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
s. o. 
 

b. Vertagung „Trägermodell“ 
 

Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  
Gesamt  6 12  
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Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   7 1 
SPD   2 1 

FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Gesamt  6 9 2 
 
Der Antrag auf Vertagung der Beschlussfassung betr. das Paket „Trägermodell“ ist somit abgelehnt. 
 

c. Vertagung „Profilbildung / Vermarktung“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  
Gesamt  6 12  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
SPD   3  

FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Gesamt  6 11  
 
Der Antrag auf Vertagung der Beschlussfassung betr. das Paket „Profilbildung / Vermarktung“ ist 
somit abgelehnt. 
 

d. Vertagung „Grunderwerb“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
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SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  
Gesamt  6 12  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU   8  
SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Gesamt  6 11  
 
Der Antrag auf Vertagung der Beschlussfassung betr. das Paket „Grunderwerb“ ist somit abgelehnt. 
 

e. Vertagung „Rahmenplanung / Erschließung / Infrastruktur“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  
Gesamt  6 12  
 
Ausschuss für Planung Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU   8  
SPD   3  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Gesamt  6 11  
 
Der Antrag auf Vertagung der Beschlussfassung betr. das Paket „Rahmenplanung / Erschließung / 
Infrastruktur“ ist somit abgelehnt. 
 
4. Abstimmungen zu den Beschlussvorschlägen 
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a. Landesplanerischer Vertrag 

 
Die Beschlussfassung wurde vertagt (s.o). 

 
b. Trägermodell 

 
Ratsherr Damblon beantragt, den Beschlusstext wie folgt zu ergänzen (Ergänzungen in rot): 
 
Beschluss: 
 
„Der Rat der Stadt Meerbusch wird beauftragt, die Gründung einer eigenständigen gemeinsamen 
Trägergesellschaft in Form einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (entweder als gemeinsames 
Kommunalunternehmen bzw. Anstalt öffentlichen Rechts oder als Zweckverband) zu prüfen und das 
Ergebnis der Prüfung den Ausschüssen vorzustellen. […].“ 
 
Abstimmungsergebnis: s. o. 
 

c. Profilbildung / Vermarktung 
 
Ratsfrau Niederdellmann-Siemes beantragt, den Beschlusstext wie folgt zu ergänzen (Ergänzungen in 
rot): 
 
Beschluss: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit Experten ein Profil für das Gebiet zu entwickeln, 
das ein innovatives, nachhaltiges Angebot für zukünftige Gewerbe- und Industrieformen, innovative 
Energietechnik, ressourceneffiziente Produktion, Forschung und Entwicklung als auch attraktive Ar-
beitswelten schafft. Aufgrund der besonderen Lage in der Region sollen mit dem Profil regionale, 
nationale und internationale Unternehmen angesprochen werden.“ 
 
Abstimmungsergebnis: s. o. 
 

d. Grunderwerb 
 

Abstimmungsergebnis: s. o. 
 

e. Rahmenplanung / Erschließung / Infrastruktur 
 
Abstimmungsergebnis: s. o. 
 
 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage begrüßt zur Beratung Herrn Ludger Kloidt, Geschäftsführer der 
Entwicklungsgesellschaft NRW.Urban sowie Herrn Jörg Hallmann von der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft RSM. 
 
Sie führt weiterhin zum bisherigen Verlauf und der Beschlusslage zur Entwicklung eines interkom-

munalen Gewerbegebietes an der BAB 44 aus. So laufe die Diskussion um die Entwicklung eines 

Interkommunalen Gewerbegebietes seit inzwischen sieben; bereits im Jahr 2013 habe der Rat mehr-

heitlich einen Beschluss gefasst, das Projekt voranzutreiben und in Arbeitsgruppen Einzelheiten für 

eine operative Umsetzung zu klären. Die Entwicklungsfläche umfasste seinerzeit auch Flächen auf 
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dem Gebiet der Stadt Willich, die ursprüngliche Gesamtfläche sei mit rd. 270 ha angedacht gewe-

sen. 

 
Dieser Beschluss sei im Februar 2016 korrigiert worden, da die Stadt Willich zu diesem Zeitpunkt 

keine Entwicklung mehr vorgesehen habe, die Fläche sei entsprechend auf 150 ha reduziert und ein 

Strukturkonzept für die Unternehmensansiedlung erstellt worden, welches in der Umsetzung zur 

Schaffung von 5.000 Arbeitsplätzen führen sollte.  
 

In der Sitzung des Rates am 04.07.2018 sei erneut eine intensive Befassung mit dem Thema erfolgt. 

In verschiedenen Anträgen der Fraktionen Bündnis 90 / Die Grünen, DIE LINKE / Piratenpartei und 

FDP sei ein Ratsbeschluss zur Aufhebung des Beschlusses zur Entwicklung des IKG beabsichtigt ge-
wesen; parallel hätten Anträge der CDU- und der SPD-Fraktion, die Entwicklung der Fläche auf 

Meerbuscher Gebiet auf 30 ha zu reduzieren, vorgelegen. Diese Anträge seien im Zuge einer gehei-
men Abstimmung mehrheitlich beschlossen worden. Zentraler Inhalt des CDU-Antrages sei der Ab-

schluss eines Landesplanerischen Vertrages zwischen der Bezirksregierung und den beteiligten Städ-

ten gewesen, mit dem Antrag der SPD-Antrag sei weiterhin die Klärung der rechtl. Grundlagen, die 

Erarbeitung eines gemeinsamen Vermarktungskonzeptes, eines Gesellschaftsmodells sowie eines 
Zeitplanes beschlossen worden. Vor diesem Hintergrund sowie der Tatsache, dass weder Meerbusch 

noch Krefeld über Flächenreserven verfügten, anderseits aber beiden Kommunen gleichermaßen 
Anfragen von ansiedlungswilligen Unternehmen vorlägen, hätten sich die Vertreter der beiden Städ-

te in den letzten Monaten auf ein gemeinsames Vorgehen für die operative Umsetzung des Be-
schlusses verständigt. Dieser Prozess sei von der NRW.Urban sowie - soweit es um ein mögliches Trä-

germodell ging - von RSM juristisch begleitet worden. Das Ergebnis dieses Prozesses sei ein Strate-
giepapier, welches in einem gemeinsamen Termin am 06.08.2020 den Fraktionsspitzen aus beiden 

Kommunen vorgestellt worden sei.  

 
Herr Kloidt führt nachfolgend anhand einer Präsentation zu den Inhalten der Beratungsvorlage und 
den weiteren Entwicklungs- und Prozessschritten für ein interkommunales Gewerbegebiet mit der 
Stadt Krefeld aus. Die Präsentation mit den Inhalten des Vortrages ist der Niederschrift in Anlage 1 
beigefügt. Insbesondere weist er darauf hin, dass die nächsten beabsichtigten Schritte aufgrund der 
weiteren Entwicklungen im Rheinischen Revier, welche mit umfänglichen Mitteln von Bund und Land 
zu einem Technologie-und Wirtschaftsstandort entwickelt werden solle, zur Vermeidung von Kon-
kurrenzen baldmöglichst getan werden sollten. 
 
Ratsherr Rettig erkundigt sich, inwiefern nunmehr frühere Ausarbeitungen und Gutachten, bei-
spielsweise der DSK oder PwC, noch von Belang seien und unter welchen Aspekten die Beauftra-
gung der nunmehr tätigen NRW.Urban erfolgt sei. Er zweifelt weiterhin die Notwendigkeit der inter-
kommunalen Zusammenarbeit an, da Krefeld kein starker Partner sei. 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage führt hierzu aus, dass die seinerzeitige Untersuchung der DSK 
sich insbesondere auf die Nachfragebedarfe für einzelne Cluster bezogen habe. Die Untersuchungs-
ergebnisse könnten im Arbeitsauftrag „Profilbildung / Vermarktung“ einbezogen werden. PwC habe 
die Frage der Gesellschaftsform im Auftrag der Stadt Meerbusch untersucht und habe, wie jetzt 
RSM, die Gründung einer Körperschaft öffentlichen Rechts empfohlen. 
 
Ratsherren Peters und Quaß halten die Entwicklung des IKG für voreilig, insbesondere die Entschei-
dung zum Abschluss eines Landesplanerischen Vertrages sei verfrüht. Weiterhin sei eine interkom-
munale Zusammenarbeit mit Krefeld nicht wünschenswert, Synergieeffekte, Zeitvorteile sowie Ver-
besserungen beim Labeling seien nicht erkennbar, die Stadt solle das Gebiet daher eigenständig 
entwickeln. 
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Bürgermeisterin Mielke-Westerlage weist ebenfalls auf die drohende Konkurrenz durch das Rheini-
sche Revier hin. Eine gemeinsame Entwicklung des Gebietes erhöhe die Strahlkraft des Gebietes für 
ansiedlungswillige Großunternehmen. Eine isolierte Flächenentwicklung südlich und nördlich der 
BAB 44 sei wenig sinnvoll. 
 
Ratsherr Damblon hält die Entwicklung eines IKG für sinnvoll, da nunmehr Strukturen in den Prozess 
kämen. Insofern sei es zu begrüßen, dass die nächsten notwendigen Schritte erfolgten. Bei den vor-
liegenden Beschlussempfehlungen handle es sich zunächst um Arbeitsaufträge an die Verwaltung, 
mit deren Ergebnissen die Grundlagen für weitere Entscheidungen geschaffen würden. Hinsichtlich 
des Landesplanerischen Vertrages seien noch Fragen offen, sodass hier weiterer Beratungsbedarf 
bestünde und er die Vertagung des Beschlusses hierzu beantrage. Weiterhin solle zur Entscheidung 
des Trägermodells zunächst nur ein Auftrag zur Ausarbeitung an die Verwaltung und keine Be-
schlussfassung erfolgen. Er beantragt, den Beschluss zum Paket „Trägermodell“ zu ergänzen (s.o.). 
 
Ratsfrau Niederdellmann-Siemes weist auf die bestehende Nachfrage nach Gewerbeflächen und eine 
drohende Konkurrenz zwischen den Städten hin, eine interkommunale Entwicklung sei daher sinn-
voll und geboten. Der regelmäßige und kontinuierliche Austausch zwischen den Städten sei wichtig, 
das Beispiel des Gewerbegebietes an der Neusser Bataverstraße zeige anhand der verkehrlichen Be-
lastungen im Büdericher Süden sehr deutlich, was im Falle einer alleinigen Entwicklung ohne den 
regelmäßigen Austausch passiere. Sie führt weiterhin aus, dass ein zu erstellendes Freiraumkonzept 
nicht nur für den Gürtel, sondern auch für den Innenbereich des Gebietes erstellt werden solle. Wei-
terhin solle die Errichtung von arbeitsplatznahmen Wohnraum im Gebiet geprüft werden. Sie bean-
tragt, den Beschluss zum Paket „Profilbildung / Vermarktung“ zu ergänzen (s. o.). 
 
Ratsherr Weyen äußert Zweifel, inwiefern durch den steigenden Anteil an Home-Office überhaupt 
Bedarfe zur Entwicklung eines Gewerbegebietes bestünden. 
 
Sachkundiger Bürger Wagner beantragt die getrennte Abstimmung der einzelnen Teile des Be-
schlussvorschlages. 
 
Ratsherr Becker plädiert für eine Vertagung und Beratung in der kommenden Legislaturperiode. 
Aufgrund der derzeitigen Finanzlage sollten die mit der Entwicklung notwendigen Investitionen nicht 
getätigt werden und die weitere Entwicklung der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes abgewartet 
werden. 
 
Ratsfrau Glasmacher führt aus, dass eine unnötige Flächenversiegelung vermieden werden sollte. 
Dem Antrag auf Vertagung der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen der Beschlussfassung (TOP 2.2) 
stimme sie zu, weiterhin beantragt sie, über den Vertagungsantrag geheim abzustimmen. 
 
Ratsherr Rettig führt an, dass zum Beschluss der Entwicklung des Gebietes in der ursprünglich beab-
sichtigten Größe von 70 ha auf Meerbuscher Gebiet die Durchführung einer Einwohnerversammlung 
beschlossen wurde. 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage erklärt, dass die Notwendigkeit einer Einwohnerversammlung bei 
der verkleinerten Fläche geprüft werden müsse. 
 
Sodann wird über die Anträge und Beschlussempfehlungen abgestimmt.   
 
  
2.1 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 28.02.2020 bzgl. Interkommunales Gewer-

begebiet 
Vorlage: BJ/0317/2020 
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Beschluss: 
 
Der Ausschuss für Planung und Liegenschaften und der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungs-
ausschuss beauftragen die Verwaltung, für die geplante Ansiedlung von Gewerbe (max. 30 ha) eine 
Verteilung der Betriebe entlang und möglichst nah an der A 44, verbunden mit den folgenden Zie-
len, zu prüfen:  
 

 größtmöglicher Lärmschutz durch Gebäude  

 maximal mögliche Abstandsfläche zur Wohnbebauung Osterath-Schweinheim  

 Abgrenzung der Gewerbefläche zur Wohnbebauung durch ökologische Aufwertung, z.B. 
schmaler Waldstreifen  

 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  1 7  

SPD  1 2  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Bürgermeisterin   1  

Gesamt  8 10  
 
Ausschuss für Planung und Liegenschaften 
 

 Ja Nein Enthaltungen 
CDU  1 7  
SPD  1 2  
FDP  2   
Bündnis 90 / Die Grünen  2   
UWG  1   
Die Linke/Piraten  1   
Gesamt  8 9  
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
 
Ratsherr Peters führt aus, dass eine Ansiedlung des Gewerbes entlang der Autobahn zum Schutz der 
Wohnbebauung sinnvoll erscheine. 
 
Ratsherr Damblon hält einen Beschluss hierzu für verfrüht. Etwaige Dinge könnten nach der Profilbil-
dung beraten werden. 
 
Ratsherr Rettig hält eine Entscheidung hinsichtlich der Aufteilung des Gebietes aufgrund der Boden-
qualität für maßgeblich. Ziel solle ein Erhalt der qualitativ hochwertigen Ackerflächen sein.  
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Ratsfrau Niederdellmann-Siemes hält eine Beschlussfassung hierzu zum jetzigen Zeitpunkt für ver-
früht. 
 
Sodann wird über den Antrag abgestimmt. 
 
 
 
  
2.2 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.08.2020 bzgl. Vertagung IKG 

Vorlage: BJ/0323/2020 
   
 

 
 
Der Antrag wird unter TOP 2 beraten. 
 
 
 
  
3 Fortschreibung der Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung 2030 mit Auswirkungen auf zu 

schaffende Infrastruktur in den Bereichen Kindertagesbetreuung, Schule und offener Ganztag 
Vorlage: BM/0420/2020 
   
 

 
 
Der Ausschuss nimmt die Informationsvorlage zur Kenntnis. 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage erläutert anhand einer Präsentation die Siedlungs- und Bevölke-
rungsentwicklung bis 2030. Aufgrund der erstmaligen Berücksichtigung kleinerer Bauprojekte von 
Investoren sei bis 2025, bzw. 2030 eine leichte Zunahme der Bevölkerung gegenüber der letztjähri-
gen Prognose erkennbar. Insbesondere durch die Berücksichtigung des Baugebietes Areal Böhler II in 
Büderich seien die Zahlen ggü. dem Vorjahr gestiegen. 
 
Ratsherr Peters führt aus, dass die berücksichtigte Klassenrichtzahl von 27 Schüler*innen pro Klasse 
sehr hoch erscheine und eine geringere Klassengröße wünschenswert sei. 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage führt aus, dass geringe Klassengrößen zu zusätzlichen hohen 
Investitionsaufwendungen führten, auch bei einer Berechnung von 27 Schüler*innen seien bereits 
zahlreichen Maßnahmen in den kommenden Jahren aufgrund der großen Nachfrage nach Wohn-
raum, insbesondere von jungen Familien, notwendig. 
 
Es herrscht Einigkeit, dass eine regelmäßige Evaluierung der Siedlungs- und Bevölkerungsentwick-
lung ein sinnvolles Monitoring darstelle, um ggfs. auch kurzfristig notwendig werdende Bedarfe zu 
erkennen und entsprechend steuern zu können. 
 
Die Präsentation ist der Niederschrift als Anlage 2 beigefügt. 
 
 
  
4 Anfragen 

   
 

 
 
Es liegen keine Anfragen vor. 
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5 Verschiedenes 

   
 

 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Bürgermeisterin Mielke-Westerlage schließt die Sitzung um 20:20 Uhr. 
 
 
  
 
 
 
Meerbusch, den 1. September 2020 
 
 
 
 
______________________________ ______________________________ 
Angelika Mielke-Westerlage Werner Damblon 
 
 

  
Schriftführer/in 
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